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974. Abkommen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten  
Königreich über die Anerkennung von Berufsqualifikationen  
(Vernehmlassung)

Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
hat am 15. Juni 2023 ein Vernehmlassungsverfahren über die Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifikationen eröffnet. Die Vorlage umfasst 
in der Hauptsache das Abkommen zwischen der Schweiz und dem Ver-
einigten Königreich zur Anerkennung von Berufsqualifikationen und zur 
Umsetzung im Anwaltsgesetz. Gegenstand der Vorlage ist zudem eine 
Änderung des Medizinalberufegesetzes, des Gesundheitsberufegesetzes, 
des Psychologieberufegesetzes und des Anwaltsgesetzes. Mit der Ände-
rung wird der Bundesrat ermächtigt, weitere völkerrechtliche Verträge 
zur Anerkennung von Berufsqualifikationen abzuschliessen.

Die Schweiz und das Vereinigte Königreich anerkannten bis zu dessen 
EU-Austritt (Brexit) gegenseitig ihre Berufsqualifikationen auf der 
Grundlage des Personenfreizügigkeitsabkommens (FZA). Im Zuge des 
Brexits schlossen die beiden Parteien mit Wirkung ab 1. Januar 2020 ein 
Abkommen über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger, welches das 
FZA-System befristet auf vier Jahre weiterführt. Mit dem vorliegenden 
Abkommen werden in Bezug auf die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen die bisherigen Regelungen weitgehend in unbefristetes Recht 
übergeführt. 

Das Abkommen hat zum Ziel, in einem transparenten und überschau-
baren Rahmen Fachpersonen im jeweils anderen Land den Zugang zu 
reglementierten Berufen zu ermöglichen. Diese Zielsetzung liegt klar 
im Interesse des Bildungs- und Wirtschaftsstandorts Schweiz. Das Ab-
kommen ist deshalb ohne Weiteres zu unterstützen. Zu den einzelnen 
Bestimmungen des Abkommens wie auch zu den weiteren Gesetzes-
änderungen sind keine Bemerkungen erforderlich, zumal sich diese 
grundsätzlich am bisherigen Recht orientieren bzw. unbestritten sind. 
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Auf Antrag der Bildungsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung, 3003 Bern (Zustellung auch per E-Mail als PDF- 
und Word-Version an guillaume.hellmueller@sbfi.admin.ch):

Mit Schreiben vom 15. Juni 2023 haben Sie uns eingeladen, zur Vor-
lage über das Abkommen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten 
Königreich zur Anerkennung von Berufsqualifikationen Stellung zu 
nehmen. Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit und äussern uns wie 
folgt: 

Die Förderung der internationalen Anerkennung von Schweizer Bil-
dungsabschlüssen ist für den Bildungs- und Wirtschaftsstandort Schweiz 
von grosser Bedeutung. Die gegenseitige Anerkennung von Berufsqua-
lifikationen im reglementierten Bereich eröffnet Fachpersonen und 
Unternehmen den Zugang zum jeweils anderen Arbeitsmarkt und ist 
im Zeichen grenzüberschreitender Wirtschaftsräume und globalisierter 
Märkte eine Bedingung für die Mobilität der Arbeitnehmenden. Vor 
diesem Hintergrund ist dem vorliegenden Abkommen ohne Weiteres 
zuzustimmen. Es knüpft an den bisher einschlägigen Bestimmungen 
des Personenfreizügigkeitsabkommens bzw. des Abkommens über die 
Rechte der Bürgerinnen und Bürger an und überführt die geltende 
Übergangsregelung in dauerhaftes Recht. Dies schafft Rechtssicherheit 
und liegt im offensichtlichen Interesse beider Parteien. Dies gilt ebenso 
für die im Abkommen getroffene Sonderregelung für eine verfahrens-
mässige Vorzugsbehandlung für den Beruf der Anwältinnen und An-
wälte.

Die in der Vorlage erwähnte Änderung der Spezialgesetze (Medizinal
berufegesetz, Gesundheitsberufegesetz, Psychologieberufegesetz und 
Anwaltsgesetz) ermächtigt den Bundesrat, künftig auch ausserhalb des 
Anwendungsbereichs des Abkommens völkerrechtliche Verträge über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen in den betreffenden Be-
reichen abzuschliessen. In diesen Spezialgesetzen wird damit nachvoll-
zogen, was im Berufsbildungsgesetz und im Hochschulförderungs- und 
-koordinationsgesetz bereits geltendes Recht ist. Dies ist sachgerecht 
und zielführend. 
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Schliesslich erscheint es aus Sicht des Kantons Zürich wichtig, dass 
die verfassungsmässigen Rechte der Kantone, sollten denn deren Zu-
ständigkeit und Interessen bei der Anwendung des Abkommens sowie 
künftiger völkerrechtlicher Verträge im Rahmen der Änderung der er-
wähnten Spezialgesetze tangiert sein, gewahrt bleiben.

II. Mitteilung an die Geschäftsleitung des Kantonsrates, die Mitglie-
der des Regierungsrates sowie an die Bildungsdirektion. 

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


